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I. Überblick
Im Jahr 2019 formierten sich Massenproteste zivil-
gesellschaftlicher Gruppen in rasanter Geschwin-
digkeit rund um den Erdball. Soziale Bewegun-
gen wie Fridays for Future und Extinction Rebel-
lion riefen zu weltweiten Streiks und Straßenpro-
testen auf, um die Regierungen zu wirksamerem 
Handeln gegen den Klimawandel zu drängen. In 
Ländern wie Ecuador, Chile und Argentinien, in 
Ägypten und im Libanon gingen Millionen von 
Menschen auf die Straßen, um gegen eine verfehl-
te Wirtschafts- und Finanzpolitik ihrer Regierun-
gen zu demonstrieren. Auslöser war in vielen Fäl-
len die Ankündigung neuer Sparpakete durch die 
Regierungen im Rahmen einer forcierten Auste-
ritätspolitik. 

Das Global Policy Forum (GPF) reagierte 2019 in 
verschiedenen Publikationen auf diese Proteste und 

ihre Ursachen. Wir warnten vor einer weiteren 
Verschärfung der Lage und einer neuen Verschul-
dungsspirale mit verheerenden sozialen und öko-
logischen Folgen. Der Handlungsspielraum vie-
ler Regierungen würde dadurch erheblich einge-
schränkt – und damit auch ihre Möglichkeit, die 
Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltigkeits
ziele (SDGs) zu verwirklichen. 

Und dann kam 2020 die COVID-19-Pandemie 
mit ihren politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Folgen. Sie stellt alles in den Schatten, 
was wir im Jahr 2019 prognostiziert hatten. Auch 
wenn sich das ganze Ausmaß der Krise derzeit noch 
nicht abschätzen lässt, steht schon jetzt fest, dass die 
Auswirkungen der Pandemie die Verwirklichung 
der SDGs in ihrer Gesamtheit gefährden. 

Globale Rezession macht vor niemandem Halt

Vorläufige Prognosen der Vereinten Nationen, der 
Weltbank und anderer internationaler Organisatio-
nen warnen davor, dass die ohnehin fragilen Fort-
schritte, die bei der Reduzierung von Armut und 
Unterernährung in den letzten Jahrzehnten er-
zielt wurden, wieder zunichte gemacht werden. 
Die weltwirtschaftliche Rezession wird vor kei-
nem Land Halt machen. Arbeitslosigkeit und pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse werden in vie-
len Ländern massiv ansteigen. Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Erderwärmung und des Artens-
terbens drohen auf der politischen Prioritätenlis-

te nach unten zu rutschen. Sinken-
de Staatseinnahmen und wachsen-
de Verschuldung werden den finanzi-
ellen Handlungsspielraum der Politik 
von der globalen bis zur kommuna-
len Ebene einschränken. Zugleich ist 
die Politik in vielen Ländern weiter-
hin geprägt von einer Renaissance des 
Nationalismus, wachsender Fremden-
feindlichkeit, autoritären Tendenzen 
und verschärften Handelskonflikten. 

Brexit, Trump und Bolsonaro sind nur die sicht-
barsten Zeichen dieser sich gefährlich verschärfen-
den Trends. 

GPF hat die Agenda 2030 mit ihrem ambitionier-
ten Titel „Transformation unserer Welt“ als prag-
matischen (und keineswegs widerspruchsfreien) 
Gegenentwurf zu Unilateralismus und Chauvinis-
mus verstanden, weil sie für eine Stärkung multi-
lateraler Zusammenarbeit, für weltweite Solidari-
tät und faire Weltwirtschaftsbeziehungen plädiert. 
GPF hat sich daher auch 2019 in zahlreichen Pub-
likationen, Veranstaltungen und Vorträgen mit der 
Agenda 2030 befasst und über ihre Inhalte infor-
miert. Dies geschah unter anderem durch verschie-
dene Studien und Briefing Papers sowie mit un-
serer Website www.2030agenda.de. Eine wichti-
ge Rolle spielten auch zwei internationale Projekte 
zivilgesellschaftlicher Organisationen, an den GPF 
maßgeblich beteiligt war: der internationale Schat-
tenbericht zur Agenda 2030 Spotlight on Sustain-
able Development sowie das Projekt Global Policy 
Watch (www.globalpolicywatch.org). 
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Transforming institutions – shifting power – strengthening rights

Reshaping 
governance 
for sustainability

Global Civil Society Report on the 2030 Agenda and the SDGs
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Kampf gegen Steuerflucht und Wirtschaftseinfluss

Die ausreichende Finanzierung der Agenda 2030, 
insbesondere die Mobilisierung heimischer öffent-
licher Ressourcen, ist eine zentrale Voraussetzung 
für die Verwirklichung der SDGs. Wesentliche 
Faktoren sind dabei der Aufbau effektiver Steuer-
systeme und die verstärkte internationale Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung von Steuerflucht 
und Steuervermeidung. 

Dabei spielten Fragen internationaler Steuerkoope-
ration und die  Bekämpfung von Kapitalflucht in 
Schattenfinanzzentren und Steueroasen eine große 
Rolle. GPF arbeitete dabei auch unter dem Dach 
der Global Alliance for Tax Justice. 

Einen weiteren Schwerpunkt unserer Arbeit bildete 
die Auseinandersetzung mit dem massiven Einfluss 
von Akteuren des Privatsektors (Privatwirtschaft 
und private Stiftungen) auf internationale Politik-
prozesse, unter anderem im Bereich globaler Ge-
sundheitspolitik, sowie der menschenrechtlichen 
Regulierung von Unternehmen. In mehreren Pu-
blikationen und Veranstaltungen haben wir uns 
2019 mit dem UN-Prozess zur Aushandlung eines 
verbindlichen Abkommens zum Thema Wirt-
schaft und Menschenrechte („Treaty-Prozess“) be-
fasst. Gleichzeitig haben wir uns aktiv an den De-
batten über neue Spielregeln für die Zusammenar-
beit zwischen den Vereinten Nationen und privat-
wirtschaftlichen Akteuren beteiligt.

Engagement in internationalen Netzwerken

Einen wichtigen Aspekt unserer Arbeit bildet das 
Engagement in zivilgesellschaftlichen Bündnissen 
und Netzwerken. Dazu zählt auf internationaler 
Ebene die Reflection Group on the 2030 Agen-
da for Sustainable Development, eine Allianz von 
mehreren internationalen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und Netzwerken (Arab NGO Network 
for Development, Centre for Economic and Soci-
al Rights, Development Alternatives with Women 
for a New Era, Public Services International, Soci-
al Watch, Society for International Development, 
Third World Network, Friedrich-Ebert-Stiftung 
u.a.). 

Von großer Bedeutung ist daneben auch unsere 
Mitarbeit in der Treaty Alliance, einem weltwei-
ten Zusammenschluss von mehreren hundert zivil-
gesellschaftlichen Gruppen, die sich für ein inter-
nationales Abkommen zur Verankerung der men-
schenrechtlichen Pflichten von Unternehmen ein-
setzen. GPF koordiniert die Zusammenarbeit der 
deutschen Mitglieder der Treaty Alliance und enga-
giert sich im deutschen CorA-Netzwerk für Un-
ternehmensverantwortung. Daneben unterstüt-
zen wir seit 2019 auch die Initiative Lieferketten
gesetz (https://lieferkettengesetz.de/). 

Neu hinzugekommen ist bereits 2018 unsere Mit-
gliedschaft im Geneva Global Health Hub, einem 
Zusammenschluss zivilgesellschaftlicher Organi-
sationen, der die Arbeit der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) kritisch unter die Lupe nimmt 
und sich für eine demokratische globale Gesund-
heits-Governance einsetzt (http://g2h2.org/).

Schließlich sind wir weiterhin im deutschen Netz-
werk Steuergerechtigkeit sowie in der Global Al-
liance for Tax Justice aktiv, die wir mitgegrün-
det haben. 

Lobby-Einsatz für die Verwässerung� Foto: Valère Schramm

https://lieferkettengesetz.de/
http://g2h2.org/
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GPF Europe ist Mitglied in diesen Allianzen und Netzwerken:
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II.	Arbeitsschwerpunkte 2019

1.	� Zukunftsgerechte Entwicklung,  
Agenda 2030 und SDGs 

Überblick 

Auch 2019 standen die Diskussionen und Prozes-
se rund um die Umsetzung der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung sowie der globalen Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (SDGs) im Mittel-
punkt unserer Arbeit. Auf internationaler Ebene 
geschah dies in erster Linie im Rahmen der von 
GPF koordinierten Reflection Group on the 2030 
Agenda for Sustainable Development. Wichtigste 
Ereignisse waren die Tagung des High-level Poli-

tical Forum der UN im Juli und der SDG-Gipfel 
der UN-Generalversammlung im September 2019. 

In Deutschland beteiligten wir uns weiterhin aktiv 
an den Debatten über die SDG-Umsetzung im 
Rahmen von Diskussions- und Vortragsveranstal-
tungen, von Hintergrundgesprächen mit politi-
schen Entscheidungsträgern sowie durch mehrere 
Publikationen. 

Unsere Projekte

GPF hat sich 2019 in mehreren Projekten auf deutscher und internationaler 
Ebene mit der Agenda 2030 und den SDGs befasst. 

In Deutschland haben wir mit unserem Projekt Weichenstellung 2020 Schlüs-
selthemen der Agenda 2030 bearbeitet. Unterstützt wurde das Projekt von der 
Stiftung Umwelt und Entwicklung Nordrhein-Westfalen und Engagement Glo-
bal. Im Rahmen des Projektes veröffentlichten wir eine Reihe von Briefing Pa-
pers und einen ausführlichen Report mit dem Titel Die SDGs im Schatten dro-
hender Finanzkrisen (erschienen im Januar 2020). Außerdem führten wir in zahl-
reichen deutschen Städten Vortragsveranstaltungen zur Agenda 2030 und den 
SDGs durch. Dabei ging es u.a. um die Frage, welche Rolle die Kommunen bei 
der Umsetzung der Agenda und ihrer Ziele spielen können. Schließlich führten 
wir gemeinsam mit dem Forum Umwelt und Entwicklung das Informations-
portal www.2030agenda.de fort. 

Daneben war GPF auch 2019 Mitherausgeber des Schattenberichts deutscher 
Nichtregierungsorganisationen zur Umsetzung der SDG in und durch Deutsch-
land (Vier Jahre Agenda 2030: Die Politik ist am Zug). 

Auf internationaler Ebene haben wir unser Kooperationsprojekt im Rahmen 
der Reflection Group on the 2030 Agenda for Sustainable Develop­
ment fortgesetzt, in der wir u.a. mit Social Watch, dem Third World Net-

Die Politik ist am Zug

Vier Jahre Agenda 2030:

ISBN 978-3-943126-48-8

Jens Martens

ISBN 978-3-943126-439-5

In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich die Finanzlage in letzter 
Zeit erheblich verschlechtert. Bereits heute besteht nach Angaben des 

Internationalen Währungsfonds für 33 der ärmeren Länder ein hohes Risiko 
der Überschuldung oder sie sind bereits zahlungsunfähig. 

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanzkrisen bedroht.  
Hier ist es insbesondere der Privatsektor, von dem die Risiken ausgehen. 

Private Unternehmen haben billiges Geld und niedrige Zinsen genutzt, 
 um sich massiv zu verschulden. 

Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage in den kommenden Jahren  
weiter zuspitzt. In einer alarmierenden Zahl von 130 Ländern sind  

als Folge davon Kürzungen der Staatsausgaben oder andere 
Sparmaßnahmen zu erwarten. Der Handlungsspielraum vieler Regierungen 

wird dadurch erheblich eingeschränkt – und damit auch ihre Möglichkeit, 
die Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) zu  

verwirklichen. Denn die Verwirklichung der SDGs erfordert massive  
öffentliche Investitionen in Bereichen wie Gesundheit und Bildung,  

soziale Sicherung, Infrastruktur und Klimaschutz. 

Durch den Teufelskreis von Auslandsverschuldung und Austeritätspolitik 
drohen viele Länder, sich von den SDGs eher zu entfernen als sie bis 2030 

zu verwirklichen.

Aber es gibt Alternativen: Die Herausforderung besteht darin, Konzepte 
einer umwelt- und klimagerechten Wirtschaftspolitik mit Lösungsansätzen 

zur SDG-kompatiblen Prävention und Bewältigung von Finanzkrisen und 
dem Primat der Menschenrechte zu verbinden. 

Ziel muss ein menschenrechtsbasierter globaler Green New Deal sein. 
Grundvoraussetzung dafür ist eine aktivere Rolle des öffentlichen Sektors, 

der auf allen Ebenen politischen Gestaltungsspielraum  
(zurück-)gewinnen muss.

Die SDGs im Schatten  
drohender Finanzkrisen

Die SDGs im Schatten
drohender Finanzkrisen

http://www.2030agenda.de
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work, DAWN, Public Services International, dem Center for Economic and 
Social Rights und dem Arab NGO Network for Development zusammenarbei-
ten. Unterstützt wird diese Arbeit von der Friedrich-Ebert-Stiftung. Im Rah-
men dieses Projektes haben wir 2019 den zivilgesellschaftlichen Schattenbericht 
zur Umsetzung der Agenda 2030 produziert (Spotlight on Sustainable Development 
2019).

Der globale Spotlight Report diente auch als Vorbild für einen entsprechenden 
zivilgesellschaftlichen Report auf EU-Ebene (Spotlight Report on Sustainability in 
Europe). Auch an ihm war GPF als Mitherausgeber beteiligt.

Schließlich haben wir 2019 das Kooperationsprojekt Global Policy Watch 
fortgesetzt, in dem GPF New York, GPF Europe und Social Watch zusammen-
arbeiten. Ziel ist es, aktuelle Informationen und Analysen über die Agenda 2030 
und ihre Umsetzung vor allem für Gruppen im globalen Süden bereitzustel-
len. Gleichzeitig sollen ihre Positionen in die Diskussionen auf UN-Ebene ein-
gespeist und die weltweite Vernetzung von zivilgesellschaftlichen „Watchdog 
Organisationen“ unterstützt werden. Finanziell gefördert wird dieses Projekt 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ).

�Eckpunkte eines menschenrechtsbasierten globalen Green New Deal 
von Jens Martens

In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich 
die finanzielle Lage nicht erst durch die Corona
krise erheblich verschlechtert. Bereits vor Ausbruch 
der Krise bestand nach Angaben des Internationa-
len Währungsfonds für 33 der ärmeren Länder ein 
hohes Risiko der Überschuldung, oder sie waren 
bereits zahlungsunfähig. 

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanz-
krisen bedroht. Hier ist es insbesondere der Pri-
vatsektor, von dem die Risiken ausgehen. Priva-
te Unternehmen haben billiges Geld und niedri-
ge Zinsen genutzt, um sich massiv zu verschulden. 
Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage durch die 
weltwirtschaftliche Rezession nun dramatisch ver-
schärft. 

Die Herausforderung besteht nun darin, Konzep-
te einer umwelt- und klimagerechten Wirtschafts-
politik mit Lösungsansätzen zur SDG-kompatib-
len Prävention und Bewältigung der gegenwärti-
gen Krisen und dem Primat der Menschenrech-
te zu verbinden. Ziel muss ein menschenrechts­

basierter globaler Green New Deal sein. Ein 
entsprechender Maßnahmenkatalog kann in fol-
genden neun Punkten zusammengefasst werden:

1. Öko-soziale Steuerreformen: 
Um Haushaltsdefizite zu reduzieren, Entwicklung 
auf Pump zu vermeiden und mehr Mittel für die 
Verwirklichung der SDGs zu mobilisieren, ist eine 
Steigerung der Steuereinnahmen unerlässlich. Das 
gängige Rezept einer Erhöhung der Mehrwert-
steuer ist aufgrund seiner regressiven Wirkung aber 
kontraproduktiv. Sinnvoller sind öko-soziale Steu-
erreformen, die eine höhere Besteuerung der rei-
cheren Einkommensschichten und des Ressour-
cenverbrauchs zum Ziel haben. Wichtige Elemen-
te solcher Reformen sind Steuern auf Vermögen, 
Grundbesitz, Erbschaften, Kapitaleinkünfte und 
Unternehmensgewinne. Ein Schlüsselelement jeder 
öko-sozialen Steuerreform ist die Besteuerung des 
Ressourcenverbrauchs. Da derartige Steuern aber 
arme Haushalte tendenziell stärker belasten als rei-
che, ist es zwingend erforderlich, gleichzeitig Kom-
pensationsmaßnahmen einzuführen. 

1

Who is 
paying 
the bill ?
(Negative) impacts 
of EU policies and 
practices in the world

Report published by 
SDG Watch Europe

Spotlight Report 
on Sustainability 

in Europe
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Dies kann zum Beispiel durch die Subventionie-
rung öffentlicher Infrastruktur (beispielsweise öf-
fentlicher Verkehrsmittel), gestaffelte Preise für öf-
fentliche Dienstleistungen oder direkte Bargeldzu-
wendungen (cash transfers) an ärmere Haushalte ge-
schehen.

2. Reallokation der Staatsausgaben: 
Parallel zur Einnahmeseite sind Reformen auch auf 
der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte uner-
lässlich. Denn allzu oft werden öffentliche Gelder 
weiterhin für schädliche oder zumindest fragwür-
dige Zwecke ausgegeben, seien es exzessive Mili-
tärausgaben oder umweltschädliche Subventionen. 
Um zu überprüfen, welche ökologischen, ökono-
mischen und sozialen Wirkungen Subventionen 
haben, müssen sie einem umfassenden Nachhaltig-
keits-Check unterzogen werden. Darüber hinaus 
ist ein systematischer Nachhaltigkeits-Check des 
gesamten Staatshaushalts notwendig, um zu über-
prüfen, ob er mit den Verpflichtungen und Zielen 
der Agenda 2030 übereinstimmt. 

3. Soziale Grundsicherung für Alle: 
Der Zugang zu sozialer Sicherung ist ein Men-
schenrecht (Art. 22 und 25 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte und Art. 9 des WSK-Pak-
tes) und auch in der Agenda 2030 (SDG 1.3) veran-
kert. Dies ist gerade in Krisenzeiten auch eine öko-
nomische und politische Notwendigkeit, denn ein 
funktionierendes System sozialer Sicherung redu-
ziert Armut, stärkt die Kaufkraft der Bevölkerung, 
und damit die Binnennachfrage, und beugt gesell-

schaftlichen Konflikten vor. Die internationale Ar-
beitsorganisation (ILO) hat dazu das Konzept einer 
globalen sozialen Grundsicherung (Global Social 
Protection Floor) entwickelt, das auf vier Eckpfeilern 
basiert:

»	� Universeller Zugang zu öffentlicher Gesund
heitsversorgung für Alle.

»	� Garantierte staatliche Mindestzuwendungen für 
jedes Kind. 

»	� Universelle staatliche Grundrente für alle alten 
Menschen und Menschen mit Behinderungen.

»	� Garantierte staatliche Unterstützung für Arbeits-
lose und Unterbeschäftigte, die in Armut leben. 

Ein solches Minimalset sozialer Grundsicherung 
sollte in jedem Land existieren und wäre eine not-
wendige Voraussetzung, um zu verhindern, dass 
Menschen infolge ökonomischer Krisen in die 
Armut abstürzen. Die COVID-19-Pandemie hat 
gezeigt, dass die Privatisierung der sozialen Grund-
sicherung, insbesondere der Gesundheitsversor-
gung, der falsche Weg ist.

4. �Eindämmung von Steuervermeidung  
und illegalen Finanzflüssen: 

Den finanziellen Handlungsspielraum der Staa-
ten zu erweitern, erfordert auch, effektive Gegen-
maßnahmen gegen Steuerflucht und Steuervermei-
dung zu ergreifen. Denn durch das weltweite Netz 
von Steueroasen und Schattenfinanzzentren ent-
gehen den Staaten weltweit jedes Jahr Einnahmen 
in dreistelliger Milliardenhöhe. Notwendig ist ein 
Bündel nationaler und internationaler Maßnah-
men, darunter u.a.:

»	� Erweiterte Transparenzanforderungen für Un-
ternehmen, u.a. durch öffentliche länderspezifi-
sche Berichtspflichten. 

»	� Effektive Maßnahmen gegen Gewinnverlage-
rungstricks von Unternehmen, unter anderem 
durch Einführung einer Gesamtkonzernsteuer, 
verbunden mit einem Mindeststeuersatz. 

»	� Die Stärkung der globalen Steuerkooperation 
unter dem Dach der Vereinten Nationen.

Jens Martens beim internationalen sef: Experten-Workshop  
im September 2019 in Duisburg� Foto: sef:
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5. Zusätzliche Mittel zur Klimafinanzierung:
Immer mehr Länder stecken in einem Teufelskreis 
von Klimaschäden und Verschuldung, der sich mit 
jedem Jahr weiter verschärft. Besonders gefähr-
det sind die kleinen Inselstaaten der Karibik und 
des Pazifiks. Notwendig sind ein Schuldenmorato
rium und effektive Umschuldungsverhandlungen 
für die betroffenen Länder, um nach einer Kata
strophe dringend benötigte Mittel für Nothilfe und 
Wiederaufbau schnell zu mobilisieren. Erforderlich 
ist zusätzlich eine massive Aufstockung der öffent-
lichen Mittel für die Finanzierung von Maßnah-
men zur Vermeidung beziehungsweise Reduzie-
rung von Treibhausgas-Emissionen und zur Anpas-
sung an die Folgen der globalen Erwärmung. 

6. Neue Verschuldungsspirale verhindern: 
In den vergangenen Jahren hat sich in zahlreichen 
Ländern die Gefahr der Überschuldung erhöht. 
Um eine neue weltweite Schuldenkrise zu verhin-
dern und Überschuldungsprobleme dauerhaft zu 
lösen, sind vor allem folgende drei Schritte not-
wendig:

»	 �Illegitime Schulden streichen und Gläubi­
germitverantwortung rechtlich verankern. 
Kreditgeber sollten grundsätzlich das Prinzip der 
Gläubigermitverantwortung und das Konzept 
der illegitimen Schulden anerkennen. 

»	� Neue Indikatoren der Schuldentragfähig­
keit definieren. Die von IWF und Weltbank 
verwendeten makroökonomischen Indikato-
ren für Schuldentragfähigkeit dienen vor allem 
dazu, im Interesse der Gläubiger die Zahlungsfä-
higkeit der Schuldner sicherzustellen. Eine Neu-
definition von Schuldentragfähigkeit sollte dem-

gegenüber auch soziale, ökologische und men-
schenrechtliche Kriterien einbeziehen. 

»	� Faires und transparentes Staateninsolven­
zverfahren einführen. Viele Länder werden 
die SDGs nur finanzieren können, wenn sie ihre 
Schuldenlast reduzieren. Für Staaten ist es aller-
dings schwierig, ihre Schulden so umzustruk-
turieren, dass sie wieder tragfähig werden, auch 
weil es weiterhin kein Insolvenzrecht für staatli-
che Schuldner gibt. Zur Lösung von Überschul-
dungsproblemen sollten die Regierungen daher 
unter dem Dach der Vereinten Nationen das 
Modell eines fairen und transparenten Schieds-
verfahrens zur Schuldenumwandlung entwi-
ckeln.

7. �Menschenrechts-Check von Wirtschafts­
reformen und Konditionalitäten: 

Die Umsetzung der Agenda 2030 und ihrer Nach-
haltigkeitsziele sowie der Verpflichtungen, die sich 
für die Regierungen aus den Menschenrechtspak-
ten der Vereinten Nationen ergeben, darf gera-
de in Krisenzeiten nicht durch Auflagen auslän-
discher Geldgeber, insbesondere des IWF, verhin-
dert werden. Alle austeritätspolitischen Maßnah-
men müssen daher grundsätzlich auf den Prüfstand 
gestellt werden. Eine wichtige Rolle können dabei 
die Guiding Principles on Human Rights Impact Assess-
ments of Economic Reforms spielen, die im März 2019 
vom UN-Menschenrechtsrat angenommen wur-
den. 

8. �Rekommunalisierung/Deprivatisierung 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen: 

Den ordnungspolitischen Gestaltungsspielraum des 
öffentlichen Sektors (wieder) zu erweitern, setzt 
auch voraus, den Teufelskreis aus Privatisierung und 
Schwächung des Staates zu durchbrechen. Mittler-
weile sind als Reaktion auf die Erfahrungen mit 
den negativen Wirkungen von Privatisierung und 
PPPs in vielen Teilen der Welt Gegenbewegungen 
entstanden. In den letzten 15 Jahren gab es weltweit 
über 1.400 erfolgreiche Beispiele von Städten und 
Gemeinden, die Dienstleistungen in die öffentliche 
Hand (zurück-)geführt haben, insbesondere im Be-
reich der Wasser- und Energieversorgung. Häufig 
konnten dadurch die Kosten der öffentlichen Güter 
und Dienstleistungen reduziert, die Qualität ver-
bessert und die Partizipation der betroffenen Be-
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völkerung gesteigert werden. Die kritische Ausei-
nandersetzung mit den Folgen der Privatisierung 
darf sich aber nicht auf die kommunale Ebene be-
schränken. Konsequenzen müssen auch auf natio-
naler Ebene gezogen werden. 

9. �Effektive Regeln für den globalen  
Schattenbankensektor: 

Nach der globalen Finanzkrise 2008/2009 haben 
die Regierungen neue Regeln für das Finanzsys-
tem geschaffen. Sie beschränkten sich aber weitge-
hend auf den formalen Bankensektor. Für institu-
tionelle Investoren, Vermögensverwalter und an-
dere Finanzmarktakteure außerhalb des formalen 
Bankensektors gelten die strikteren Regeln dage-
gen nicht. Diese Akteure haben aber in den vergan-
genen zehn Jahren enorm an Bedeutung gewon-
nen und drängen zunehmend in das klassische Fi-
nanzgeschäft von Kreditinstituten. Handlungsbe-
darf besteht unter anderem mit Blick auf die besse-
re Regulierung von Investmentfonds und globalen 
Vermögensverwaltern. Nach der jüngsten globalen 
Finanzkrise lautete ein Slogan „too big to fail = too 
big to allow“. Unternehmen und Banken sollten 
nicht so groß werden dürfen, dass ihr Scheitern ein 
Risiko für das globale Wirtschaftssystem bedeute-
te. Dies muss auch für die mächtigsten Vermögens-
verwalter der Welt, allen voran BlackRock, gelten.

Weitere Informationen:

Jens Martens (2020): 

Die SDGs im Schatten  
drohender Finanzkrisen. 

Bonn: Global Policy Forum.	

Jens Martens

ISBN 978-3-943126-439-5

In vielen Ländern des Globalen Südens hat sich die Finanzlage in letzter 
Zeit erheblich verschlechtert. Bereits heute besteht nach Angaben des 

Internationalen Währungsfonds für 33 der ärmeren Länder ein hohes Risiko 
der Überschuldung oder sie sind bereits zahlungsunfähig. 

Aber auch reichere Länder sind von neuen Finanzkrisen bedroht.  
Hier ist es insbesondere der Privatsektor, von dem die Risiken ausgehen. 

Private Unternehmen haben billiges Geld und niedrige Zinsen genutzt, 
 um sich massiv zu verschulden. 

Die Gefahr ist groß, dass sich die Lage in den kommenden Jahren  
weiter zuspitzt. In einer alarmierenden Zahl von 130 Ländern sind  

als Folge davon Kürzungen der Staatsausgaben oder andere 
Sparmaßnahmen zu erwarten. Der Handlungsspielraum vieler Regierungen 

wird dadurch erheblich eingeschränkt – und damit auch ihre Möglichkeit, 
die Agenda 2030 und ihre globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) zu  

verwirklichen. Denn die Verwirklichung der SDGs erfordert massive  
öffentliche Investitionen in Bereichen wie Gesundheit und Bildung,  

soziale Sicherung, Infrastruktur und Klimaschutz. 

Durch den Teufelskreis von Auslandsverschuldung und Austeritätspolitik 
drohen viele Länder, sich von den SDGs eher zu entfernen als sie bis 2030 

zu verwirklichen.

Aber es gibt Alternativen: Die Herausforderung besteht darin, Konzepte 
einer umwelt- und klimagerechten Wirtschaftspolitik mit Lösungsansätzen 

zur SDG-kompatiblen Prävention und Bewältigung von Finanzkrisen und 
dem Primat der Menschenrechte zu verbinden. 

Ziel muss ein menschenrechtsbasierter globaler Green New Deal sein. 
Grundvoraussetzung dafür ist eine aktivere Rolle des öffentlichen Sektors, 

der auf allen Ebenen politischen Gestaltungsspielraum  
(zurück-)gewinnen muss.

Die SDGs im Schatten  
drohender Finanzkrisen

Die SDGs im Schatten
drohender Finanzkrisen



12 Jahresbericht 2019

2.	� Steuergerechtigkeit und Entwicklungsfinanzierung 

Überblick 

Im Jahr 2019 haben wir uns im Programmbereich 
„Steuergerechtigkeit und Entwicklungsfinanzie-
rung“ mit der Umsetzung der 2015 in Addis Abeba 
verabschiedeten Aktionsagenda zur Finanzie-
rung nachhaltiger Entwicklung in, mit und durch 
Deutschland auseinandergesetzt. Die Addis Agen-
da befasst sich nicht nur mit der klassischen öffent-
lichen Entwicklungshilfe, sondern auch mit der 
Mobilisierung von einheimischen Ressourcen und 
privaten Investitionen aus dem In- und Ausland 
sowie nicht zuletzt mit der Reform der internatio-
nalen Handels- und Finanzarchitektur. Wir haben 
Prozesse in Deutschland begleitet sowie Monito-
ring und Advocacy auf globaler Ebene gemacht, 

vor allem im Rahmen des jährlich stattfindenden 
ECOSOC Forums on Financing for Development 
follow-up (FfD-Forum). 

Wir sind weiterhin im Netzwerk Steuergerechtig-
keit aktiv, das sich in den vergangenen Jahren ste-
tig konsolidiert hat und mittlerweile über ein mit 
drei Personen besetztes Sekretariat verfügt.  Unser 
Schwerpunkt liegt auf der Förderung von Verän-
derungen in den Ländern des globalen Nordens. 
Denn diese eröffnen den Ländern des Südens die 
nötigen Spielräume, um ihre eigenen nationalen 
Entwicklungsprioritäten und die internationale 
Agenda 2030 tatsächlich zu realisieren.

Unsere Projekte  

GPF hat sich 2019 in verschiedenen Projekten auf deutscher und internationa-
ler Ebene mit der Entwicklungsfinanzierung im weiteren Sinne befasst. In Ko-
operation mit Brot für die Welt und MISEREOR haben wir unsere vieljähri-
ge Zusammenarbeit im Arbeitsbereich fortgesetzt. In diesem Kontext unterstüt-
zen wir auch die Arbeit der globalen Financing for Development CSO Group.

Außerdem stellen wir immer wieder inhaltliche Querbezüge zum Arbeitsbe-
reich Unternehmenseinfluss, Wirtschaft und Menschenrechte her, indem wir 
die Rolle privater Akteure bei der Umsetzung der Entwicklungsfinanzierungs-
agenda untersuchen. Im Rahmen unserer Kooperation mit Brot für die Welt 
und MISEREOR sowie in unserem Projekt Global Policy Watch haben wir uns 
aktiv beim vierten UN FfD-Forum eingebracht, ein side-event zu „Tax and 
illicit flows“ veranstaltet und in Deutschland über die Ergebnisse des Forums 
informiert. Im Vorlauf des FfD-Forums hatten wir uns auch aktiv beim infor-
mellen Retreat der Gruppe der „Friends of Monterrey“ in Mexiko eingebracht, 
und mehrere Gespräche mit Regierungsvertreter*innen in Deutschland geführt.

Im Bereich Steuergerechtigkeit behandelten wir in 2019 als Schwerpunkt das 
Thema Unternehmensbesteuerung, insbesondere Doppelbesteuerungsabkom-
men. Dazu haben wir auch eine vergleichende Studie der UN und OECD-An-
sätze erstellt, die Anfang 2020 von der Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentlicht 
wurden. Kritische Positionen dazu haben wir auf Fachgesprächen, unter an-
derem im Bundestag, und auf internationalen Konferenzen, zum Beispiel auf 
einem Symposium in Shanghai, publik gemacht.
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Fortschritte eines ganzen Jahrzehnts gefährdet  

COVID-19:  
weltwirtschaftliche Auswirkungen und internationale Reaktion

von Bodo Ellmers 

Die weltweite Coronakrise stellt die internationa-
le Gemeinschaft vor ungeahnte Herausforderun-
gen. Die Pandemie hat sämtliche Länder und Regi-
onen hart getroffen, doch die Entwicklungsländer 
leiden besonders stark unter den wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen. Entwicklungsländern fehlen 
die fiskal- und geldpolitischen Spielräume zur Be-
wältigung der Krise. Das macht wirksame Unter-
stützung durch die internationale Gemeinschaft 
umso wichtiger. Doch die Ergebnisse sind bislang 
durchwachsen. 

Globale Rezession verschärft die Armut 

Nach den Prognosen des IWF vom Juni 2020 wird 
die globale Coronakrise die wohl größte Rezession 
aller Zeiten auslösen. Die Weltwirtschaft wird ins-
gesamt um 4,9 Prozent schrumpfen. Lateinamerika 
ist die am Schwersten betroffene Region des globa-
len Südens, mit einem Wirtschaftseinbruch von ge-
waltigen minus 9,4 Prozent. Dabei werden die Län-
der mit dem niedrigsten Einkommen mit minus ein 
Prozent Wachstum voraussichtlich noch glimpflich 
davonkommen. Doch sollten sie nach den Vorga-
ben der SDGs ja um 7 Prozent jährlich wachsen – 
was eine zentrale Voraussetzung für den Fortschritt 
in fast allen 17 SDGs wäre. 

Bereits vor dieser Krise war die Verwirklichung der 
SDGs nicht im Zeitplan, weshalb die UN das Jahr 
2020 zum Startjahr der Aktionsdekade erklärten, 
die der SDG-Verwirklichung einen neuen Schub 
geben sollte. Stattdessen wird nun laut einer Studie 
der UN University in 2020 die Anzahl der Men-
schen, die in absoluter Armut leben, das erste Mal 
seit 1990 wieder ansteigen. Im schlimmsten Szena-
rio könnte eine halbe Milliarde Menschen in die 
Armut zurückfallen, womit die Fortschritte eines 
ganzen Jahrzehntes zunichte gemacht würden.    

Besonders hart betroffen sind Menschen mit pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen in den von in-

formeller Ökonomie geprägten Ländern des globa-
len Südens. Nach Angaben der ILO sind 1,6 Mil-
liarden informell Beschäftigte von der Krise betrof-
fen, ihr Einkommen fiel bereits im ersten Monat 
der Krise um 60 Prozent. Sie sind der Krise ohne 
jeglichen Sozialschutz ausgesetzt. Die ILO warnt, 
dass auch heute noch drei Viertel der Bevölkerung 
außerhalb eines effektiven sozialen Sicherungsnet-
zes leben und arbeiten müssen. Bilder von Wan-
derarbeiter*innen in Indien, die nach Beginn der 
Lockdowns verzweifelt versuchten, in ihre Dörfer 
zurückzukehren, gingen um die Welt. 

Zusammenbruch der  
Entwicklungsfinanzierung  

Regierungen im Norden konnten kreditfinan-
zierte Konjunkturpakete auflegen. Entwicklungs-
ländern fehlt es natürlich an fiskalischem Spiel-
raum, um der Krise entgegen zu wirken.  Zentral-
banken in den USA und Europa haben die geldpo-
litische „Bazooka“ ausgepackt und mit bislang bei-
spiellosen Maßnahmen interveniert. Solche Instru-
mente sind in Weichwährungsländern des globalen 
Südens von begrenzter Wirkung, da eine expansi-

Informeller Sektor besonders prekär – Verkäuferin in Liberia�  
� Foto: Monika Hoegen

https://www.imf.org/en/Publications/WEO/Issues/2020/06/24/WEOUpdateJune2020
https://www.wider.unu.edu/publication/estimates-impact-covid-19-global-poverty
https://www.wider.unu.edu/publication/estimates-impact-covid-19-global-poverty
https://www.ilo.org/global/topics/employment-promotion/informal-economy/publications/WCMS_743623/lang--en/index.htm
https://www.imf.org/en/Topics/imf-and-covid19/Policy-Responses-to-COVID-19
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ve Geldpolitik dort schnell Währungsabwertungen 
und Kapitalflucht hervorrufen kann. Die Abhän-
gigkeit von externer Finanzierung ist selbst in nor-
malen Zeiten groß, in der Coronakrise noch grö-
ßer. 

Da kommt es umso unpassender, dass es seit Beginn 
der Krise einen bislang nie da gewesenen simul-
tanen Zusammenbruch aller Säulen der Entwick-
lungsfinanzierung gegeben hat: Auch in Entwick-
lungsländern gehen Steuereinnahmen durch die 
Lockdowns stark zurück, die Mobilisierung einhei-
mischer Ressourcen wird zunehmend schwierig. 
Im ersten Monat der Krise wurden von privaten 
Investoren gut 100 Milliarden USD aus Entwick-
lungsländern abgezogen und in vermeintlich siche-
re Häfen transferiert. Damit war die Kapitalflucht 
größer und schneller als während der letzten Fi-
nanzkrise von 2008-2009. 

Die Heimüberweisungen von Arbeitsmigrant*in-
nen, eine externe Finanzquelle, die mittlerweile 
quantitativ bedeutender ist als die öffentliche Ent-
wicklungshilfe (ODA), werden nach Schätzungen 
der Weltbank dieses Jahr um 20 Prozent  sinken. 
Der Verfall der Rohstoffpreise – der Ölpreis fiel 
zeitweilig sogar ins Negative – trifft Entwicklungs-
länder hart, da Primärgüter weiterhin ihre Haupt
exportgüter sind. Doch auch Länder, die verarbei-
tete Produkte exportieren, waren vom Zusammen-
bruch der Lieferketten und des Konsums im glo-
balen Norden betroffen, zum Beispiel das von der 
Textilindustrie abhängige Bangladesch. Vor diesem 
Hintergrund kommt der ODA als relativ stabiler 
Finanzquelle eine bedeutende Rolle zu.   

Die Reaktion der internationalen  
Gemeinschaft 

Wohlhabende Länder haben auf nationaler Ebene 
schnell und massiv mit antizyklischen Maßnah-
men, schuldenfinanzierten Konjunkturpaketen 
und außergewöhnlichen Beihilfen für Unterneh-
men und Beschäftigte auf die Krise reagiert – was 
von den meisten Kommentaren inklusive des an-
sonsten so auf Austeritätspolitik bedachten IWF 
wohlwollend aufgenommen wird. Im Vergleich 
dazu waren grenzüberschreitende Maßnahmen je-
doch begrenzt und unzureichend. 

Die UN tut sich mangels Ressourcen schwer, an-
gemessen auf die Krise zu reagieren. Die WHO ist 
chronisch unterfinanziert. Eine Situation, die vom 
Austritt der USA – ihrem einstmals größten Bei-
tragszahler – noch verschlimmert wird. Mitte April 
2020 hat die WHO den Covid-19 Member-Sta-
te Pooled Fund aufgelegt. Bis Ende Juni wurden 
allerdings weniger als die Hälfte der moderat bud-
getierten 1,7 Milliarden USD von den Mitglieds-
staaten eingezahlt. Es erscheint daher beinahe als 
Akt der Verzweiflung für eine internationale Orga-
nisation, dass die WHO mit dem Covid 19 Solida-
rity Fund jetzt auch von Privatpersonen und Un-
ternehmen Spenden einsammelt. 

Bleiben die Entwicklungsbanken (MDBs), allen 
voran die Weltbank. Jene hatte bereits früh ein 
Sofortpaket in Höhen von 14 Milliarden USD 
verkündet, neue Projekte wurden seither im 
Fast-Track-Verfahren bewilligt. Mittlerweile sum-
mieren sich die Ankündigungen der MDBs ins-
gesamt auf einen dreistelligen Milliardenbetrag. 
Allerdings findet sich wenig frisches Geld darunter. 
Es sind überwiegend umgeschichtete Gelder, die an 
anderer Stelle fehlen werden. Ein weiteres Problem 
ist, dass der Großteil der Unterstützung als Kredi-
te vergeben wird. Dabei hatte die Verschuldung der 
Entwicklungsländer bereits vor der Krise Rekord-
höhen erreicht, und knapp die Hälfte der Nied-
rigeinkommensländer (LICs) wurde laut IWF mit 
hohem Schuldenkrisenrisiko eingestuft. 

Schuldenerlasse hätten Entwicklungsländern nö-
tige Ressourcen zur Bekämpfung der Corona
krise freigesetzt, und tatsächlich hat vor allem die 

Bodo Ellmers

https://www.dw.com/en/developing-countries-brace-for-bigger-blow-than-2008-crisis/a-52988709
https://www.dw.com/en/developing-countries-brace-for-bigger-blow-than-2008-crisis/a-52988709
https://www.worldbank.org/en/news/press-release/2020/04/22/world-bank-predicts-sharpest-decline-of-remittances-in-recent-history
https://www.worldbank.org/en/news/press-release/2020/04/22/world-bank-predicts-sharpest-decline-of-remittances-in-recent-history
https://www.imf.org/en/News/Articles/2020/04/15/sp041520-exceptional-times-exceptional-action
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/donors-and-partners
https://www.who.int/emergencies/diseases/novel-coronavirus-2019/donors-and-partners
https://covid19responsefund.org/en/
https://covid19responsefund.org/en/
https://www.worldbank.org/en/news/press-release/2020/03/17/world-bank-group-increases-covid-19-response-to-14-billion-to-help-sustain-economies-protect-jobs
https://www.un.org/development/desa/financing/sites/www.un.org.development.desa.financing/files/2020-05/Mapping of COVID-19 Response.pdf
https://www.un.org/development/desa/financing/sites/www.un.org.development.desa.financing/files/2020-05/Mapping of COVID-19 Response.pdf
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UNCTAD vehement Schuldenerlasse im Volu-
men von einer Billion USD gefordert. Doch hat le-
diglich der IWF einen Erlass von IWF-Krediten 
in Höhe des eher symbolischen Betrags von maxi-
mal einer halben Milliarde USD angekündigt, der 
zudem noch aus Entwicklungshilfegeldern gegen-
finanziert wird, also keinen Nettogewinn für Ent-
wicklungsländer darstellt. Die G20 haben im April 
die Debt Service Suspension Initiative aufge-
legt, die es LICs auf Antrag erlaubt, für den Rest 
des Jahres den Schuldendienst auf ihre bilateralen 
Schulden auszusetzen. Diese Initiative ist kein Er-
lass, sondern lediglich ein Moratorium, denn die 
eingesparten Raten von maximal 14 Milliarden 
USD müssen in den Folgejahren nachgezahlt wer-
den.  

Es braucht mehr Unterstützung  

Um tatsächlich wirken zu können, müssten 
Schulden erlassen werden. Initiativen sollten auf 
den gesamten Schuldenbestand armer Länder aus-
geweitet werden, also auch auf multilaterale und 
besonders auf die teuren, weil hoch verzinsten Kre-
dite bei privaten Gläubigern.     

Dazu müssten echte Finanztransfers kommen: Die 
UN hatten einen „Marshallplan für den Gesund-
heitssektor“ in Höhe von 500 Milliarden USD ge-
fordert, finanziert aus ODA-Geldern. Diese wür-
den schnell zusammenkommen, wenn alle Geber 
zumindest das 0,7 %-Ziel (d.h. 0,7 % des BNE wer-
den für ODA bereitgestellt) erreichen würden. 
NGOs haben daher reiche Länder aufgefordert, bei 
all ihren Konjunkturpaketen immer auch eine Fi-
nanzkomponente für die Unterstützung ärmerer 
Drittländer mit zu budgetieren. Deutschland ist 
dabei mit zusätzlichen 3 Milliarden Euro zusätzli-
cher ODA mit gutem Beispiel voran gegangen. 

Eine starke, solidarische und koordinierte Reakti-
on der internationalen Gemeinschaft ist in dieser 
Phase unerlässlich. Kurzfristig, um ganz konkret 
Leben zu retten, und mittelfristig, damit die Agen-
da 2030, um die es ohnehin nicht gut bestellt ist, 
nicht auf dem Altar der Corona Krisenbekämpfung 
geopfert wird.    

https://unctad.org/en/pages/newsdetails.aspx?OriginalVersionID=2339
https://www.imf.org/en/News/Articles/2020/04/13/pr20151-imf-executive-board-approves-immediate-debt-relief-for-25-countries
https://www.worldbank.org/en/topic/debt/brief/covid-19-debt-service-suspension-initiative
https://www.ips-journal.eu/regions/global/article/show/the-global-south-needs-debt-relief-4286/
https://unctad.org/en/pages/newsdetails.aspx?OriginalVersionID=2315
https://unctad.org/en/pages/newsdetails.aspx?OriginalVersionID=2315
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3.	� Unternehmenseinfluss, Wirtschaft und  
Menschenrechte  

Überblick

Ein Arbeitsschwerpunkt von GPF im Jahr 2019 
lag in dem Themenbereich Unternehmensein-
fluss sowie Wirtschaft und Menschenrechte. Dies 
geschah insbesondere im Rahmen von Koopera
tionsprojekten mit Brot für die Welt und MISE-
REOR und mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 

Im Fokus unserer Arbeit standen dabei die laufen-
den Prozesse zur Unternehmensregulierung im Be-
reich Wirtschaft und Menschenrechte auf deutscher 
und UN-Ebene. Wir wirkten hierzu an Fachge-
sprächen und zivilgesellschaftlichen Strategietref-
fen mit und erstellten mehrere Publikationen.

Unsere Projekte 

GPF hat sich 2019 in zwei Projekten mit dem Einfluss privater Akteure auf nati-
onale und internationale Politikprozesse und mit deren Regulierung befasst. Im 
Rahmen des Kooperationsprojekts mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) 
veranstaltete GPF gemeinsam mit Corporate Accountability, ESCR-Net, FIAN 
International, Franciscans International, Global Campaign to Reclaim Peoples 
Sovereignity, Dismantle Corporate Power and Stop Impunity und dem Trans-
national Institute eine Podiumsdiskussion und mehrere strategische Treffen in 
New York, um die Fachöffentlichkeit vor Ort über den aktuellen Stand des so 
genannten UN-Treaty-Prozesses zu informieren: Seit dem Jahr 2015 wird im 
UN-Menschenrechtsrat über ein UN-Abkommen – auch UN Treaty genannt  
– verhandelt, das Unternehmen weltweit für Menschenrechtsverletzungen ent-
lang ihrer Lieferketten haftbar machen soll.

Am Rande der 5. Tagung der UN-Arbeitsgruppe zum UN Treaty im Okto-
ber 2019 veranstaltete GPF gemeinsam mit Mitgliedsorganisationen der Trea-
ty Alliance Deutschland und weiteren Organisationen ein Side Event in Genf. 
Gemeinsam mit zahlreichen Vertreter*innen von Regierungen, der Europäi-
schen Union, Menschenrechtsinstitutionen, zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen und aus der Wirtschaft wurde darüber diskutiert, wie der UN-Treaty-Pro-
zess auf die verschiedenen nationalen und europäischen Initiativen für gesetz
liche menschenrechtliche Sorgfaltspflichten aufbaut.

Ein weiteres Ergebnis der Kooperation war die Veröffentlichung eines Kurz
papiers gemeinsam mit den Frauenrechtsorganisationen Association for Women’s 
Rights in Development (AWID) und Development Alternatives with Women 
for a new Era  (DAWN), das die negativen Auswirkungen der Rohstoffindustrie 
auf die Verwirklichung der Frauenrechte aufzeigte und auf das problematische 
Partnerschaftsabkommen zwischen UN Women und dem Rohstoffkonzern 
BHP Billiton aufmerksam machte. Ein zweites Kurzpapier berichtete über den 
aktuellen Stand des Treaty-Prozesses.
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Um den Prozess zu unterstützen, engagierte sich GPF mit anderen zivilge-
sellschaftlichen Organisationen auf deutscher, europäischer und internationa-
ler Ebene. Die deutsche zivilgesellschaftliche Treaty Alliance wird von GPF 
koordiniert. Gemeinsam mit den Mitgliedsorganisationen der Treaty Alliance 
Deutschland erstellte und veröffentlichte GPF eine Kommentierung des überar-
beiteten Vertragsentwurfs („Revised Draft“).

Im Rahmen unseres Kooperationsprojekts Gegen-Lobby für Zukunftsgerech-
tigkeit mit Brot für die Welt und MISEREOR beobachtete GPF die Einfluss-
nahme von privaten Akteuren auf verschiedene Politikprozesse und vernetz-
te sich zu diesen Themen mit anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen, 
beispielsweise im Rahmen des Geneva Global Health Hub (G2H2). Wir be-
teiligten uns an der Organisation und Durchführung mehrerer zivilgesell-
schaftlicher Treffen, um über Strategien zur Begrenzung des Einflusses priva-
ter Akteure zu diskutieren, darunter einem Workshop zu Fragen der Beteili-
gung nicht-staatlicher Akteure bei der Weltgesundheitsorganisation und einem 
Workshop zur Problematik von Multi-Stakeholder-Initiativen, beide im Rah-
men von G2H2-Treffen in Genf.

Ein weiteres Produkt der Kooperation war ein Kurzpapier, das darauf abzielte, 
Argumente gegen einen UN-Treaty zu Wirtschaft und Menschenrechte zu ent-
kräften. Mit dem englischsprachigen Arbeitspapier A Fatal Attraction? und dem 
deutschsprachigen Briefing-Papier Nachhaltig nur auf dem Papier machten wir auf 
die ambivalente Rolle der Wirtschaft bei der Umsetzung der SDGs aufmerksam.

In dem Briefing-Papier UN: Offene Türen für die Wirtschaftslobby? und dem eng-
lischsprachigen Arbeitspapier Rules of engagement between the UN and private actors 
erläuterten wir, warum verbindliche Regeln für die Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und den Vereinten Nationen überfällig sind und zeigten auf, wie 
solche Regeln aussehen könnten. In einem weiteren gemeinsamen Briefing-Pa-
pier mit dem Titel Sorg fältig verwässert zeigten wir auf, wie die Wirtschaftsver-
bände versuchen, ein Lieferkettengesetz zu verhindern. 

„Ein derartig schädliches Gesetz“ 

Wie die Wirtschaftslobby gegen ein Lieferkettengesetz mobilisierte – 
und im Bundeswirtschaftsministerium – zunächst –  
auf große Unterstützung traf 1

Von Karolin Seitz und Hanna Kieschnick

1	  Dieser Text erschien in leicht veränderter Form zuerst im Südlink 190 – Dezember 2019.

„Ich hoffe, dass die Bundesregierung von diesem 
Unsinn absieht“ – so brachte Ingo Kramer, Präsi-
dent der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA), seine Ablehnung eines Lie-

ferkettengesetzes zum Ausdruck. Bei reinen Stel-
lungnahmen blieb es allerdings nicht: Mit geziel-
tem Druck auf Ministerien und Bundeskanzler-
amt versuchten Unternehmensverbände, eine ge-

Stellungnahme der Treaty Alliance Deutschland 
zum überarbeiteten Entwurf für ein verbindliches 
UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten 
(»Revised Draft«) 

Für eine menschenrechtliche 
Regulierung der globalen Wirtschaft 

Treaty Alliance Deutschland

Immer mehr Unternehmen setzen sich öffentlich für die 
Umsetzung der Agenda 2030 ein und beziehen sich in 
ihren Nachhaltigkeitsberichten auf die Ziele für nachhal-
tige Entwicklung (SDGs). Ihre Unternehmenspraxis sieht 
jedoch oft anders aus: Immer wieder klagen Betroffe-
ne über Menschenrechtsverletzungen und Umweltver-
schmutzung entlang der Lieferkette transnationaler Un-
ternehmen. Der Umsetzungsprozess der Agenda 2030 
wird von einer wachsenden Zahl von Wirtschaftsakteu-
ren als willkommene Gelegenheit gesehen, dieser Kritik 
zu begegnen, den Diskurs in ihrem Sinne zu gestalten und 
politische Entscheidungen entsprechend zu beeinflussen.

Das Briefing zeigt auf, dass das Engagement der Wirt-
schaft für die SDGs und der Unternehmenseinfluss auf 
den SDG-Diskurs mit Risiken und Nebenwirkungen ver-
bunden sind. Sie betreffen die Botschaften, die Problem-

analysen, die Lösungsvorschläge und die von führenden 
Wirtschaftsvertreter/innen befürworteten  Governance- 
Modelle. Unternehmen spielen bei der Umsetzung der 
SDGs zweifellos eine wichtige Rolle. Diese Rolle anzuer-
kennen darf jedoch keinesfalls bedeuten, die weitere Ak-
kumulation von privatem Reichtum und wirtschaftlicher 
Macht zu fördern, die Tür für den Einfluss der Wirtschafts-
lobby auf die Politik weiter zu öffnen und die Verantwor-
tung zu ignorieren, die einige Industriesektoren für die 
Schaffung und Verschärfung genau der Probleme tragen, 
die mit der Agenda 2030 bewältigt werden sollen. Viel-
mehr ist es notwendig, dass Regierungen und Parlamen-
te politische Gestaltungsmacht für die sozial-ökologische 
Transformation zurückgewinnen, verbindliche Regeln für 
den Bereich Wirtschaft und Menschenrechte etablieren 
und den Unternehmenseinfluss auf die Politik grundsätz-
lich begrenzen.
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Die Regierungen haben dem Privatsektor bei der 
Umsetzung und Finanzierung der Agenda 2030 
der Vereinten Nationen (UN) und ihrer Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals, SDGs) eine zentrale Rolle zugewiesen. Um 
die Finanzierungslücke zur Umsetzung der Agen-
da 2030 und ihrer SDGs zu schließen, betrachten es 
viele in der internationalen Gemeinschaft als not-
wendig, sich stärker dem Privatsektor zuzuwenden.

Durch die Einbeziehung des Privatsektors in den 
politischen Prozess rund um die SDG-Umset-
zung erwarten die Regierungen nicht nur eine 
Schließung der Finanzierungslücke, sondern auch 
 Anreize für Unternehmen, soziale und ökologi-
sche Belange besser in ihre Geschäftsstrategien und 
-praktiken einzubeziehen.

Öffentliche Rhetorik  
versus Unternehmenspraxis

Während sich immer mehr Unternehmen öffent-
lich, u.a. in politischen Foren wie den Vereinten 
Nationen, für die Umsetzung der Agenda 2030 
einsetzen und ihre Corporate Social Responsibili-
ty (CSR)-Aktivitäten und Nachhaltigkeitsberichte 
an den SDGs ausrichten, sieht ihre Unternehmen-
spraxis oft anders aus. Menschenrechtsverletzungen 
und Umweltverschmutzung entlang der Liefer kette 
transnational agierender Unternehmen sind nach 
wie vor keine Seltenheit. 

Gleichzeitig setzen sich die Interessenvertreter der 
Wirtschaft seit Jahren erfolgreich gegen weitere na-
tionale und internationale Regulierungen im Be-

Nachhaltig nur auf dem Papier?

Die ambivalente Rolle der Wirtschaft 
bei der Umsetzung der SDGs

von Karolin Seitz
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setzliche Regelung für unternehmerische Sorg-
faltspflichten zu verhindern. Die aktuelle Entschei-
dung für ein solches Gesetz zeigt, dass sie sich damit 
letztlich nicht durchsetzen konnten. Jedoch ist der 
Widerstand gegen das Vorhaben weiterhin groß. 

Aber zunächst ein Blick zurück: Nachdem deut-
sche Unternehmensvertretungen schon 2016 bei 
der Erarbeitung des Nationalen Aktionsplan Wirt-
schaft und Menschrechte (NAP) alle Hebel in Be-
wegung gesetzt hatten, um die Verbindlichkeit 
von Sorgfaltspflichten aus dem NAP zu streichen, 
richteten sich die nachfolgenden Bemühungen der 

Wirtschaftslobby auf eine Abschwä-
chung des sogenannten „NAP-Mo-
nitorings“. Das Monitoring sollte seit 
Herbst 2018 anhand einer Befragung 
von Unternehmen feststellen, inwie-
weit in Deutschland ansässige Firmen 
ihrer im NAP verankerten freiwilli-
gen Sorgfaltspflicht bereits nachkom-
men. Falls sich im Ergebnis zeigen soll-
te, dass weniger als die Hälfte der be-
fragten Unternehmen diese Verpflich-
tungen nicht umsetzen, wolle die Bun-

desregierung Ende 2020 ein entsprechendes Gesetz 
einführen, so hieß es schon damals.

Um dies zu verhindern, arbeiteten Unternehmens-
verbände daran, die Methodik dieses Monitorings 
so zu verwässern, dass möglichst viele Unterneh-
men den Anforderungen genügen würden. Im 
März 2019 scherten das Bundeskanzleramt und das 
Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) unerwar-
tet aus dem Konsens der anderen Ministerien zur 
Methodik aus und forderten weitreichende Ände-
rungen. 

Anfragen in vertrautem Ton 

Die Auswertung verschiedener Anfragen nach 
dem Informationsfreiheitsgesetz zeigt, dass sich in 
der Zeit dieses interministeriellen Streits von An-
fang März bis Ende Juli 2019 das BMWi elfmal mit 
Vertreter*innen von Unternehmen und Unterneh-
mensverbänden zur Thematik des NAP-Monito-
rings traf. Auch im Auswärtigen Amt und im Bun-
deskanzleramt fanden mehrere Treffen statt. Wirt-
schaftslobbyist*innen wandten sich außerdem mit 

zahlreichen Schreiben an die Bundesregierung. Im 
Mai trat beispielsweise der BDA-Hauptgeschäfts-
führer Steffen Kampeter (der noch bis 2015 parla-
mentarischer Staatssekretär im Finanzministerium 
war und so über beste Kontakte verfügt) in einem 
Brief in vertrautem Ton an Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier und Kanzleramtsminister 
Helge Braun („Lieber Peter“, „lieber Helge“) heran 
und bat „nachdrücklich“ um Unterstützung. „Die 
Frage, ob die Bundesregierung ein für die Wirt-
schaft derartig schädliches Gesetz […] einführt, darf 
nicht von einem untauglichen und das wirkliche 
Engagement der Unternehmen verzerrenden Mo-
nitoring abhängen […]. Vielmehr sollte die Bun-
desregierung weiterhin dem Freiwilligkeitsgrund-
satz folgen und mit der Wirtschaft gemeinsam sach-
gerechte Vorgehensweisen entwickeln.“ 

Der Erfolg dieser Lobbyarbeit zeigte sich in einem 
weiteren Schreiben des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertags (DIHK) an Minister Altmaier, 
in dem sich dafür bedankt wird, „dass insbesondere 
Ihr Haus [das BMWi; Anm. der Red.] im Rahmen 
der Ressortgespräche bereit ist, die Wirtschaftsper-
spektive einzubringen.“ Die in den Ressort-Streit 
eingebrachten Forderungen des BMWi und des 
Kanzleramts für Änderungen am NAP-Monito-
ring deckten sich dann auch in vielerlei Hinsicht 
mit denen der Wirtschaftsverbände. Das BMWi 
setzte eine ganze Reihe von Änderungen der Me-
thodik des Monitorings durch, welche die Anzahl 
der „Nicht-Erfüller“ in der Bewertung der Umfra-
geergebnisse deutlich senkt und ein Gesetz damit 
unwahrscheinlicher zu machen schien.  

Unternehmensverbände machten Druck  
aufs BMZ 

Massiven Druck bekam auch Bundesentwicklungs-
minister Gerd Müller zu spüren, der sich erstaunt 
über den „Widerstand [gegen ein Lieferkettenge-
setz] aus organisierten Kreisen der Wirtschaft“ 
zeigte. Aus Müllers Ministerium (BMZ) war im 
Februar 2019 ein Gutachten zu einem Wertschöp-
fungskettengesetz an die Öffentlichkeit gelangt. In 
den folgenden Tagen erreichten das BMZ allein 13 
Anfragen von Unternehmen und Unternehmens-
verbänden mit der Bitte um Zusendung des Ge-
setzentwurfs und für Gesprächsanfragen. Der Prä-
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Im Jahr 2016 hat die Bundesregierung den „Nationalen 
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte“ (NAP) 
verabschiedet, um die Einhaltung von Menschenrechten 
entlang der Lieferketten deutscher Unternehmen durch-
zusetzen. Der NAP beruht jedoch vollständig auf freiwilli-
gen Maßnahmen von Unternehmen: Verbindliche Regeln 
hatte die Bundesregierung auf Druck von Unternehmens-
verbänden aus dem NAP gestrichen.

Die vorliegende Recherche zeigt, dass dieser Lobby-
druck seither nicht nachgelassen hat. Im Gegenteil: Wirt-
schaftsverbände versuchen aktiv, auch die im Herbst 
2018 gestartete Überprüfung der menschenrechtlichen 
Sorgfalt deutscher Unternehmen zu verzögern und zu 
verwässern. Die Bundesregierung möchte dieses soge-
nannte „NAP-Monitoring“ zur Entscheidungsgrundlage 
nehmen, ob sie ein Lieferkettengesetz einführt oder nicht.

Für die vorliegende Recherche haben Brot für die Welt, 
Global Policy Forum und MISEREOR sechs Anfragen nach 
dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) gestellt, unter an-
derem an das Auswärtige Amt (AA), das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und an das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung (BMZ). Darin wurden Information zu 
Treffen und schriftlichem Austausch der Ministerien mit 
Unternehmen und Wirtschaftsverbänden zu den Themen 
„NAP-Monitoring“ und „Lieferkettengesetz“ angefragt.

Die Auswertung der Dokumente zeigt: Eine wichtige  Rolle 
in der Lobbyoffensive spielte Steffen Kampeter, Haupt-
geschäftsführer der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA), der bis 2015 noch Staats-
sekretär im Bundesfinanzministerium (BMF) war und da-
her über beste Kontakte zum Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier und zum Bundeskanzleramt verfügt.  Unter 
massiven Druck geriet auch der Bundesentwicklungs-
minister Gerd Müller, nachdem im Februar 2019 der Ent-
wurf aus seinem Ministerium für ein Wertschöpfungs-
kettengesetz an die Öffentlichkeit gelangt war.

Brot für die Welt, Global Policy Forum und MISEREOR ha-
ben sich der „Initiative Lieferkettengesetz“ angeschlos-
sen und fordern von der Bundesregierung die Einführung 
verbindlicher Regeln für Unternehmen – unabhängig von 
dem auf Druck der Wirtschaftslobby stark verwässerten 
NAP-Monitoring.

Sorgfältig verwässert

Einleitung: Das NAP-Monitoring verzögert sich

Um die im Jahr 2011 beschlossenen Leitprinzipi-
en für Wirtschaft und Menschenrechte der Verein-
ten Nationen (UNLP) in Deutschland umzusetzen, 
hat die Bundesregierung nach einem zweijährigen 
Erarbeitungsprozess den Nationalen Aktionsplan 
Wirtschaft und Menschenrechte (NAP) im De-
zember 2016 verabschiedet.1 Statt Unternehmen 
gesetzlich zur Achtung der Menschenrechte zu ver-

1  Vgl. Bundesregierung (2016): Nationaler Aktionsplan. Umsetzung der 
VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte (online unter: 
https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/AA/NAP_
Wirtschaft_Menschenrechte_297434.html?view=trackDownload).

pflichten, äußert der NAP lediglich eine entspre-
chende Erwartungshaltung der Bundesregierung. 
Selbst für Unternehmen im öffentlichen Eigentum 
und für die öffentliche Beschaffung gelten keine 
verschärften Regelungen.

In dem Briefing Papier „Regeln zu Wirtschaft und 
Menschenrechten“ von Mai 2018 zeigten Brot für 
die Welt, Global Policy Forum und MISEREOR 
auf, wie die deutschen Unternehmensvertretungen 
im Jahr 2016 alle Hebel in Bewegung setzten, jegli-
che Verbindlichkeit im NAP zu streichen.2

2  Vgl. Kerkow/Seitz (2018).

Wie die Wirtschaftsverbände versuchen,  
ein Lieferkettengesetz zu verhindern

von Karolin Seitz
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sident von Gesamtmetall, Rainer Dulger, erklärte, 
dass „das Nachhaltige Wertschöpfungskettengesetz 
den im NAP […] angelegten Prozess ad absurdum 
[führt] und wir uns durch den Vorstoß Ihres Hau-
ses hintergangen [fühlen].“ Außerdem sei der Ge-
setzentwurf viel zu weitreichend. 

Im Mai wandte sich dann der BDA-Präsident Ingo 
Kramer in einem Schreiben an Bundesminister 
Müller. Mit Bezug auf ein vorheriges Gespräch der 
beiden im BMZ ermahnte Kramer Müller deut-
lich: „Ich hatte in diesem Gespräch den festen Ein-
druck gewonnen, dass Sie sich dieses Papier nicht 
zu eigen machen wollten. Ich hatte Sie auch so ver-
standen, dass Sie bereit wären, sich öffentlich von 
diesem Text zu distanzieren. […] Ich halte es für 
erforderlich, dass Sie Ihre Position klarstellen.“ 
BDA-Hauptgeschäftsführer Kampeter beschwer-
te sich zusätzlich bei Kanzleramtsminister Braun 
über den Vorstoß des BMZ. Der Gesetzentwurf sei 
„absolut inakzeptabel“, wetterte Kampeter und bat 
Braun darum, die Gesetzesinitiative zu stoppen. 

NAP-Monitoring verwässert 

Positivere Rückmeldungen kamen von Seiten ein-
zelner Unternehmen. So zeigte sich zum Beispiel 
Daimler in einem Gespräch mit Bundesminister 
Müller offen für eine gesetzliche Regelung. Auch 
andere Unternehmen wie KiK, Vaude, Tchibo oder 
BMW befürworten mittlerweile öffentlich ein Lie-
ferkettengesetz. Trotz der zahlreichen Verwässe-
rungen der Methodik gelang es den Unterneh-

mensverbänden nicht, das Ergebnis des NAP-Mo-
nitoring zu ihren Gunsten zu drehen. Die Mitte 
Juli 2020 veröffentlichten Ergebnisse ergaben, dass 
weniger als die Hälfte der großen deutschen Unter-
nehmen – gerade einmal 22 Prozent – ihrer men-
schenrechtlichen Verantwortung ausreichend ge-
recht werden. Damit das nun in die Wege geleitete 
Lieferkettengesetz, das längst überfällige rechtsver-
bindliche Maßnahmen im Bereich „Wirtschaft und 
Menschenrechte“ sowie Regulierungen für die Er-
reichung der Ziele nachhaltiger Entwicklung  vor-
sieht, nicht doch noch durch den Einfluss der Wirt-
schaft und mit dem Hinweis auf die ohnehin durch 
die Coronakrise schwierige Situation für die Un-
ternehmen zahnlos bleibt oder gar torpediert wird, 
müssen die Lobbyaktivitäten der Konzerne und 
ihrer Interessensvertretungen unbedingt begrenzt 
werden.

Karolin Seitz bei einem Side-event während der UN-Verhandlungen zum 
Treaty im Oktober 2019 in Genf 
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III. Finanzbericht 2019
Das Wirtschaftsjahr 2019 schließt GPF Europe mit 
einer ausgeglichenen Bilanz. Ein geringfügiges De-
fizit in Höhe von 1.952,33 Euro konnte problemlos 
durch Entnahmen aus den satzungsmäßigen Rück-
lagen gedeckt werden (s. Tabelle). Der Umsatz ging 
gegenüber dem Vorjahr leicht zurück und lag bei 
278.408,66 Euro (s. Grafik). Grund dafür war, dass 
sich die Bewilligung und Auszahlung von Mit-
teln in zwei Projekten verzögert hatte. Die Projek-
te werden nun im Jahr 2020 umgesetzt. Das hat zur 
Folge, dass die Umsatzerlöse 2020 voraussichtlich 
deutlich auf 370.000 Euro steigen werden.

Größte Ausgabenposten waren die Personalkosten, 
die Büromiete, die Kosten für Veröffentlichungen 
sowie die Reise- und Veranstaltungskosten. 

Wichtigste zivilgesellschaftliche Partner waren im 
Jahr 2019 MISEREOR und Brot für die Welt. 
Mit ihnen bestehen jeweils mehrjährige Koopera-
tionsvereinbarungen. Weitere wichtige Geldgeber 
waren die Friedrich-Ebert-Stiftung, die Stiftung 
Umwelt und Entwicklung Nordrhein-Westfalen 
und die Engagement Global gGmbH. Sie unter-
stützen unsere Projekte, die sich mit Schlüsselthe-
men der Agenda 2030 befassen.

Weiterhin erhielt GPF Europe 2019 Mittel der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Sie unterstützte unser 
Projekt zu verbindlichen globalen Unternehmens-
regeln (Treaty-Prozess). 

Zusätzlich erhielten wir Mittel aus dem gemein-
samen Kooperationsprojekt mit Social Watch zum 
Thema Monitoring, Advocacy und Networking 
im Zusammenhang mit der Agenda 2030 der UN 
(Global Policy Watch, www.globalpolicywatch.
org). Das Instituto del Tercer Mundo erhielt als 
formaler Träger von Social Watch für dieses Pro-
jekt einen Zuschuss des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ).

Da viele Aktivitäten von GPF Europe in Zusam-
menarbeit mit anderen NGOs und Stiftungen 
durchgeführt wurden, wurde ein Teil der Projekt-
kosten (Veranstaltungen, Reisekosten etc.) direkt 
von diesen Kooperationspartnern getragen. Das gilt 
zum Beispiel für gemeinsame Veranstaltungen und 
Aktivitäten mit der Friedrich-Ebert-Stiftung. Wei-
terhin besteht die Hauptaufgabe darin, die Finan-
zierung von GPF Europe durch längerfristige Ko-
operationsvorhaben und Projektzuschüsse sicher-
zustellen, um die Arbeit über punktuelle Einzel-
vorhaben hinaus auf eine langfristig stabile Finanz-
grundlage zu stellen. 

Da eine Reihe mehrjähriger Projekte und Koope-
rationsvorhaben Ende 2018 oder im ersten Halbjahr 
2019 endete, bestand eine wesentliche Herausfor-
derung in der Beantragung neuer Fördermittel be-
ziehungsweise der Erneuerung bestehender Koope-
rationsvorhaben. Erfreulicherweise ist dies sowohl 
mit der Stiftung Umwelt und Entwicklung Nord-
rhein-Westfalen und Engagement Global gGmbH 
als auch mit MISEREOR und Brot für die Welt 
gelungen. Dabei kam es allerdings zu den oben er-
wähnten Verzögerungen. Inzwischen konnten je-
weils neue Dreijahresverträge abgeschlossen wer-
den, so dass die Finanzierung eines Großteils der 
Aktivitäten von GPF Europe bereits bis 2021, zum 
Teil sogar bis Ende 2022, gewährleistet ist. 

Da die Mittelbewilligung sowie die Auszahlung der 
Fördergelder häufig mit erheblicher Verzögerung 
erfolgt, war bisher der Ausbau der satzungsmäßi-
gen Rücklagen dringend erforderlich. Sie wurden 
2019 leicht reduziert, liegen aber noch immer bei 
115.999,90 Euro (s. Grafik). Mit Hilfe der Rück-
lagen können bei Bedarf Liquiditätsengpässe über-
brückt und notfalls der kurzfristige Wegfall von 
Zuschüssen ausgeglichen werden.

http://www.globalpolicywatch.org
http://www.globalpolicywatch.org
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Umsatz GPF Europe 2004 bis 2020 in Euro

Rücklagen GPF Europe 2004 bis 2019 in Euro
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Bilanz
Aktiva

A.	Anlagevermögen		  1.251,00	 905,00
B.	Umlaufvermögen		  117.553,69	 131.021,43
	 1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen	 883,40
	 2. Sonstige Vermögensgegenstände	 1.000,00
	 3. Kassenbestand und Bankguthaben	 115.670,29
C.	 Rechnungsabgrenzungsposten	

Summe		  118.804,69	 131.926,43

Passiva	
A. Eigenkapital		  115.999,90	 117.952,23
    1. Gewinnrücklagen (satzungsmäßige Rücklagen)	 115.999,90
    2. Bilanzgewinn	
B. Rückstellungen		  973,58	 1.456,44
C. Verbindlichkeiten		  1.831,21	 12.517,76
    1. Erhaltene Anzahlungen 	 1.495,21
    2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. Leistungen	 172,55
    3. Sonstige Verbindlichkeiten	 163,45
D. Rechnungsabgrenzungsposten	

Summe		  118.804,69	 131.926,43

Gewinn- und Verlustrechnung
1.	 Umsatzerlöse		  278.408,66	 309.227,09
	 a.	 Engagement Global gGmbH	 61.009,67		  46.900,38
	 b.	 Friedrich-Ebert-Stiftung	 49.100,00		  43.300,00
	 c.	 Brot für die Welt	 29.750,00		  48.866,16
	 d.	 MISEREOR	 29.750,00		  48.866,16
	 e.	 Rosa-Luxemburg-Stiftung	 40.171,76		  36.910,00
	 f.	 Instituto del Tercer Mundo	 35.537,82		  28.125,46
	 g.	 Stiftung Umwelt und Entwicklung NRW	 28.632,26		  34.371,88
	 h.	 Deutscher Naturschutzring	 0		  4.800,00
	 i.	 VENRO	 0		  4.180,00
	 j.	 Andere Geldgeber	 0		  6.280,00
	 k.	 Publikationserlöse	 1.190,15		  1.377,05
	 l.	 Mitgliedsbeiträge	 3.140,00		  2.940,00
	 m.	 Spendeneinnahmen	 127,00		  2.310,00
2.	 Honorare an Dritte		  10.049,58	 8.687,95
3.	 Personalaufwand		  217.012,69	 231.178,14
4.	 Abschreibungen		  950,90	 847,00
5.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen		  52.788,21	 60.134,63
	 a.	 Raumkosten	 10.159,00
	 b.	 Versicherungen, Beiträge und Abgaben	 400,00
	 c.	 Reparatur- u. Instandhaltungskosten 	 2.320,50
	 d.	 Werbe- und Reisekosten (inkl. Tagungen)	 18.980,90
	 e.	 Verschiedene betriebliche Kosten (inkl. Publikationen)	 20.927,81
6.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen		  0,00	 0,00
7.	 Zinsen und sonstige Erträge (inkl. Erträge a. d. Währungsumrechnung)		  0,12	 11,63
8.	 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit		  –1.952,33	 8.391,00
9.	 Außerordentliche Erträge		  0,00	 0,00
10.	 Jahresfehlbetrag (Jahresüberschuss)		  –1.952,33	 8.391,00
11. �Entnahme aus den satzungsmäßigen Rücklagen 	 	 –1.952,33	 8.391,00
	 (Einstellungen in die satzungsmäßigen Rücklagen)

12. Bilanzgewinn		  0,00	 0,00

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019� alle Beträge in Euro

2018

2018

2019

2019
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IV. Daten und Fakten

1. Vorstand und Mitarbeiter/innen 2019

GPF Europe wird getragen von einem kleinen Kreis engagierter Mitglieder (Ende 2019: 49) und einem 
fünfköpfigen Vorstand. Den Kern von GPF Europe bildet sein Bonner Büro mit seinem Geschäftsführer 
Jens Martens, dem Programmkoordinator Wolfgang Obenland (bis 30. 9. 2019) und der Programmmitar-
beiterin Karolin Seitz, sowie einer Reihe freier Mitarbeiter*innen, Praktikant*innen und Berater*innen.

Vorstand GPF New YorkVorstand GPF Europe

Praktikantinnen GPF Europe

Berater*innen

Julie Maier, Nina Focke, Hanna Kieschnick

Lou Pingeot Policy Advisor (Montreal)

David Weaver Policy Advisor (New York)

Dr. Henning Melber Policy Advisor (Uppsala)

Dr. Klaus Hüfner   
Senior Research Fellow on UN Finance (Berlin)

Dr. Tanja Brühl
Vorstandsvorsitzende
Professorin, Präsidentin der Technischen  
Universität Darmstadt

Dr. Michèle Roth
Schatzmeisterin
Geschäftsführerin der  
Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn

Mitarbeiter*innen GPF Europe

Wolfgang Obenland 
Programme Officer (Bonn) 
(bis 30.9.2019)

Karolin Seitz 
Programme Officer (Bonn)

Verena Winkler
Vorstandsmitglied
freiberufliche Beraterin und Consultant

Bodo Ellmers
Vorstandsmitglied
Policy and Advocacy Manager bei Eurodad  
(bis Ende 2019)

Jens Martens
Geschäftsführender Vorstand

Barbara Adams
Vorstandsvorsitzende

Marina Lent
Stellvertretende Vorstandsvorsitzende

Mitarbeiter*innen GPF New York

Elena Marmo
Programme Officer (New York)

Sarah Dayringer  
Programme Officer (New York)

Marina Durano
Schatzmeisterin

Jens Martens
Secretary
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2. Veröffentlichungen

Adams, Barbara (2019): The HLPF review has 
to match the ambition of the 2030 Agenda. 
GPW Briefing #30. New York.
https://www.globalpolicywatch.org/ 
wp-content/uploads/2019/07/GPW30_ 
2019_07_11.pdf

Adams, Barbara and Karen Judd (2019):  
Social Protection: Hot Topic but Contested 
Agenda. GPW Briefing #28. New York. 
https://www.globalpolicywatch.org/ 
wp-content/uploads/2019/02/GPW28_ 
2019_02_26.pdf

Adams, Barbara and Karen, Judd (2019): 
Who influences whom in the policy arena? 
Statisticians seek greater voice. GPF Briefing 
#29. New York. 
https://www.globalpolicywatch.org/ 
wp-content/uploads/2019/03/GPW29_ 
2019_03_25.pdf

Adams, Barbara and Karen Judd (2019): 
Global Indicator Framework for SDGs: value 
added or time to start over? GPW Briefing 
#31. New York. 
https://www.globalpolicywatch.org/ 
wp-content/uploads/2019/12/GPW31_ 
2019_12_09_Global_Indicator_Framework_
for_SDGs.pdf

Adams, Barbara/Judd, Karen/Martens, Jens 
(2019): Angemessen gemessen? Die globalen 
Indikatoren für die SDGs auf dem Prüfstand. 
Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Briefing_12-2019_-_Angemessen_gemessen_
Indikatoren_fr_die_SDGs.pdf

Birkenkötter, Hannah/ Köhler, Gabriele/
Obenland, Wolfgang/Stock, Anke 
(2019): Blinder Fleck Gleichstellung. Warum 
SDG 5 (noch) nicht in der deutschen Politik 
angekommen ist. Global Policy Forum, 

Women Engage for a Common Future: Bonn/
München. 
https://www.2030agenda.de/sites/default/
files/2019-10/Briefing_1019_Blinder_Fleck.pdf

Bissio, Roberto (2019): Snakes and ladders 
in sustainable development indexing. GPW 
Briefing #32. 
https://www.globalpolicywatch.org/ 
wp-content/uploads/2019/12/GPW32_ 
2019_12_12_Sustainable_development_
indexing.pdf

Focke, Nina und Wolfgang Obenland (2019): 
Nachhaltiges Europa? Die Rolle der EU bei 
der Umsetzung der Agenda 2030. Bonn.
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
GPFEurope/Briefing_0919_Nachhaltiges_
Europa.pdf

Global Policy Forum et al. (Hrsg.) (2019): 
Spotlight on Sustainable Development 2019. 
Reshaping governance for sustainability: 
Transforming institutions – shifting power 
– strengthening rights. Global Civil Society 
Report on the 2030 Agenda and the SDGs.
https://www.2030spotlight.org/

Global Policy Forum et al. (Hrsg.) (2019): 
Vier Jahre Agenda 2030: Die Politik ist am 
Zug. SDG-Report 2019. Berlin. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Vier_Jahre_Agenda_2030_Final_komprimiert.
pdf

Großmann, Lisa und Wolfgang 
Obenland (2019): Nachhaltige 
Entwicklung braucht Steuern. Deutsche 
Doppelbesteuerungsabkommen im 
Kohärenzcheck. MISEREOR, GPF, Netzwerk 
Steuergerechtigkeit, Brot für die Welt und 
FES: Berlin, Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/ 
pdfs/Briefing_Deutsche_
Doppelbesteuerungsabkommen_DBA.pdf

https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/07/GPW30_2019_07_11.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/07/GPW30_2019_07_11.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/07/GPW30_2019_07_11.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/02/GPW28_2019_02_26.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/02/GPW28_2019_02_26.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/02/GPW28_2019_02_26.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/03/GPW29_2019_03_25.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/03/GPW29_2019_03_25.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/03/GPW29_2019_03_25.pdf
https://www.globalpolicywatch.org/wp-content/uploads/2019/12/GPW31_2019_12_09_Global_Indicator_Framework_for_SDGs.pdf
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http://agenda.de/sites/default/files/2019-10/Briefing_1019_Blinder_Fleck.pdf
http://agenda.de/sites/default/files/2019-10/Briefing_1019_Blinder_Fleck.pdf
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https://www.2030spotlight.org/en
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Martens, Jens (2019): Der SDG-Gipfel der 
Vereinten Nationen 2019. Ergebnisse – 
Konflikte – Perspektiven. Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
images/pdfs/Briefing_1019_SDG_Gipfel.pdf

Martens, Jens (2019): Die Agenda 2030 in der 
Bewegungsstarre. Vor dem SDG-Gipfel der 
Vereinten Nationen. In: Informationsbrief 
Weltwirtschaft & Entwicklung 06-07/2019.
https://www.weltwirtschaft-und-entwicklung.
org/wearchiv/042ae6aa9f0bb9d01.php 

Martens, Jens (2020): Eckpunkte eines 
menschenrechtsbasierten globalen Green 
New Deal. Antwort auf Finanzkrisen und 
Austeritätspolitik. Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Briefing_0120_Eckpunkte_Green_New_Deal.
pdf

Martens, Jens (2020): Die SDGs im Schatten 
drohender Finanzkrisen. Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
SDGs_und_Finanzkrisen_online.pdf

Martens, Jens (2020): The Role of Public and 
Private Actors and Means in Implementing the 
SDGs: Reclaiming the Public Policy Space for 
Sustainable Development and Human Rights. 
In: Markus Kaltenborn/Markus Krajewski/
Heike Kuhn (Hrsg.) (2020): Sustainable 
Development Goals and Human Rights. 
Springer.

Martens, Jens und Karolin Seitz (2019): Rules 
of engagement between the UN and private 
actors. Towards a regulatory and institutional 
framework. Brot für die Welt/Global Policy 
Forum/MISEREOR: Aachen/Berlin/Bonn.
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Rules_of_Engagement_UN_Private_Actors_
web.pdf

Obenland, Wolfgang (2019): Nicht nur 
Schweizer Käse hat Löcher: Anspruch und 
Wirklichkeit deutscher Steuergesetzgebung 
und –praxis. In: Justitia zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit – Das Recht als schärfste 

Waffe für Umwelt und Entwicklung? Forum 
Umwelt & Entwicklung Rundbrief 1/2019.
https://www.forumue.de/rundbrief-i-2019-
justitia-zwischen-anspruch-und-wirklichkeit-
das-recht-als-schaerfste-waffe-fuer-umwelt-
und-entwicklung/

SDG Watch Europe (Hrsg.) (2019): Spotlight 
Report on Sustainability in Europe. Who 
is paying the bill? (Negative) impacts of EU 
policies and practices in the world. Brussels. 
https://www.sdgwatcheurope.org/
WhoIsPayingTheBill

Seitz, Karolin (2019): Die Wirtschaft nimmt 
Einfluss. Wie die Wirtschaftslobby die 
Einführung einer menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht torpediert. In: Wirtschaft und 
Menschenrechte. Das Ende der Freiwilligkeit. 
Dossier von MISEREOR und Brot für die 
Welt in Zusammenarbeit mit der Redaktion 
welt-sichten (Dossier 6/2019). 
https://www.misereor.de/fileadmin/
publikationen/dossier-weltsichten-wirtschaft-
und-menschenrechte.pdf

Seitz, Karolin (2019): Extractive Industries 
and Violation of Women’s Rights. 
Between partnerships and regulation – two 
diverging ways to tackle the problem at 
the UN. Association of Women’s Rights 
in Development (AWID), Development 
Alternatives with Women for a New Era 
(DAWN), Global Policy Forum, Rosa-
Luxemburg-Stiftung: Berlin, Bonn, Suva, 
Toronto. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
images/pdfs/Briefing_0919_Extractive_
Industries_Womens_Rights.pdf

Seitz, Karolin (2019): Nachhaltig nur auf dem 
Papier? Die ambivalente Rolle der Wirtschaft 
bei der Umsetzung der SDGs. Brot für die 
Welt/Global Policy Forum/MISEREOR: 
Aachen/Berlin/Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Briefing_0319_Nachhaltig_nur_auf_dem_
Papier.pdf

https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/images/pdfs/Briefing_1019_SDG_Gipfel.pdf
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Seitz, Karolin (2019): Sorgfältig verwässert. 
Wie die Wirtschaftsverbände versuchen, ein 
Lieferkettengesetz zu verhindern. Brot für die 
Welt, Global Policy Forum und MISEREOR: 
Aachen/Berlin/Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Briefing_1119_Sorgfaltig_verwassert_online.
pdf

Seitz, Karolin (2019): UN: Offene Türen für 
die Wirtschaftslobby? Warum verbindliche 
Regeln für die Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und den Vereinten Nationen 
überfällig sind. Brot für die Welt, Global 
Policy Forum, MISEREOR: Aachen/Berlin/
Bonn. 
https://www.globalpolicy.org/images/
pdfs/Briefing_UN-Offene_Turen_fr_die_
Wirtschaftslobby.pdf

Seitz, Karolin (2020): Verhandlungspfad 
gefunden? Bericht über die fünfte Tagung der 
UN-Arbeitsgruppe zu einem verbindlichen 
Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechte 
(„Treaty“). Global Policy Forum und  
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Berlin/Bonn.
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
images/pdfs/Briefing_UNTreaty_5.Tagung.
pdf

Seitz, Karolin/Hannah Kischnick 
(2019): „Ein derartig schädliches Gesetz“. 
Wie die Wirtschaftslobby gegen ein 
Lieferkettengesetz mobilisiert – und im 
Bundeswirtschaftsministerium auf große 
Unterstützung trifft. In: Südlink 190 – 
Dezember 2019. INKOTA. 
https://www.inkota.de/index.php?id=2668

Treaty Alliance Deutschland (Hrsg.) 
(2019): Stellungnahme der Treaty Alliance 
Deutschland zum überarbeiteten Entwurf 
für ein verbindliches UN-Abkommen zu 
Wirtschaft und Menschenrechten (»Revised 
Draft«). 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
Treaty_Alliance_D_Stellungnahme_Revised_
Draft.pdf

Treaty Alliance Germany (Hrsg.) (2019): 
Statement of the Treaty Alliance Germany 
on the revised draft for a legally binding 
UN Treaty on Business and Human Rights 
(»Revised Draft«). 
https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/
images/pdfs/Treaty_Alliance_Germany_
Statement_Revised_Draft.pdf
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Vortrag von Jens Martens zu „Role of states in achieving sustainable development” bei 
ANND und UNESCWA in Beirut

Hintergrundgespräch „Multilateralismus in bewegten Zeiten – Ausblick auf die Klima- 
und Nachhaltigkeitsgipfel der Vereinten Nationen 2019“ in Berlin

Podiumsteilnahme von Jens Martens zur Reform und Finanzierung der Vereinten 
Nationen bei der DGVN in Berlin

Vortrag von Wolfgang Obenland zur Umsetzung der Agenda 2030 auf Bundesebene bei 
Engagement Global/DGVN Hessen an der Universität Frankfurt

Vorträge von Jens Martens zu den SDGs und zur Lobbyarbeit entwicklungspolitischer 
Organisationen in Deutschland für die Hochschule Düsseldorf in Bonn

Moderation von Wolfgang Obenland des Podiums „Beitrag der Zivilgesellschaft zur 
Umsetzung der Agenda 2030“ beim Forum Umwelt und Entwicklung/VENRO in 
Berlin

Vortrag von Wolfgang Obenland zu Doppelbesteuerungsabkommen mit 
Entwicklungsländern bei der Bundestagsfraktion Die Linke in Berlin

Vortrag von Wolfgang Obenland zu Transnationalen Konzernen und globaler Steuer-
Governance bei der FES-Shanghai/Chinese Academy of Social Sciences in Shanghai

Vortrag von Jens Martens zu Philanthropischen Stiftungen in der Entwicklungs
zusammenarbeit im Entwicklungsausschuss des Europaparlaments in Brüssel	

Vortrag von Wolfgang Obenland zu den Ergebnissen des 4th Retreat of the Group of 
Friends of Monterrey bei Brot für die Welt/Somo/WEED e.V. in Berlin

Vortrag von Wolfgang Obenland zu Global Nachhaltige Kommune Schleswig-Holstein 
bei Engagement Global/SKEW u.a. in Kiel

Vortrag von Karolin Seitz zum Thema Menschen- und Gewerkschaftsrechte in globalen 
Produktionsnetzwerken beim Rosa-Luxemburg-Club Düsseldorf

Vortrag von Karolin Seitz zu Globale Gesundheit (SDG 3) und WHO-Governance bei 
der DGVN in Berlin

Panel Discussion „Prevention, Liability and Rights of the Victims – Discussing towards 
the first draft of a legally binding Treaty on TNCs and other Business Enterprises with 
Respect to Human Rights” in New York

Vortrag von Jens Martens zu den SDGs und der Agenda 2030 bei der DGVN 
Landesverband Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in Bonn	

Vortrag von Wolfgang Obenland zur Agenda 2030 – Ansatzpunkte für kommunales 
Handeln bei Engagement Global/SKEW u.a. in Kiel
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22.01. 

22.01. 

22.01. 

29.01. 
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25.04. 

3. Chronologie der GPF-Aktivitäten  
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Vortrag von Jens Martens zum Thema Die SDGs: Notwendigkeit, Potenziale, Grenzen 
und Widersprüche an der Universität Bremen

Panel Discussion mit Barbara Adams und Jens Martens beim Global Festival of Action 
zum Thema SDG Shadow Reporting in Bonn

Vortrag von Jens Martens zur Zwischenbilanz der Agenda 2030 auf globaler Ebene bei 
der SKEW in Bonn

Vortrag von Jens Martens zur Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung – Ein neuer 
Referenzrahmen für die lokale und kommunale Entwicklung bei der Stadt Erlangen	

Vortrag von Jens Martens zum Thema Global Denken – Lokal Handeln bei der 
Evangelischen Erwachsenbildung Nord in Horneburg

Vortrag von Wolfgang Obenland zur Umsetzung von SDG 10 global bei Engagement 
Global/SKEW in Hildesheim	

Vortrag von Karolin Seitz zu „Of Partnership(s), Non-State Actors and 
Multistakeholderism” beim Geneva Global Health Hub in Genf

Vortrag von Jens Martens zur Agenda 2030 und den SDGs bei AKLHÜ in Köln

Zivilgesellschaftlicher Gipfel „Nicht auf der Höhe – Deutschland vor dem 
Nachhaltigkeitsgipfel der Vereinten Nationen“ in Berlin

Diskussionsveranstaltung „Weltwirtschaft gerecht gestalten – Wie kann Deutschland 
zu einer ökologisch und sozial nachhaltigen Weltwirtschaft beitragen und welche Rolle 
könnte ein UN-Abkommen für Wirtschaft und Menschenrechte spielen?“ in Berlin

Vortrag von Jens Martens zur Agenda 2030 – Status Quo und Zukunft der SDG-
Lokalisierung bei der LAG 21 in Düsseldorf

Vortrag von Jens Martens zu „Gemeinsame Zukunft Fair gestalten“ bei Faire Metropole 
Ruhr in Duisburg

Podiumsdiskussion anlässlich der Veröffentlichung des Reports Spotlight on Sustainable 
Development 2019 „Reshaping governance for sustainability: Transforming institutions – 
shifting power – strengthening rights” in New York

Side Event „National Reports on 2030 Agenda – What do they (not) tell us?” in New 
York

Podiumsdiskussion anlässlich der Veröffentlichung des Spotlight Reports Sustainability 
in Europe „Who is paying the Bill? (Negative) impacts of EU policies and practices in the 
World” in New York

Side Event „Overcoming barriers to reduce inequalities: Policies to leave no one behind 
and achieve greater equality“ in New York

Moderation von Jens Martens beim Expert Workshop der Stiftung Entwicklung und 
Frieden The Essential World Organisation – Reinvigorating the UN at 75 in Duisburg

Vortrag von Wolfgang Obenland zur Agenda 2030 – Ansatzpunkte für kommunales 
Handeln bei Engagement Global/SKEW in Saarbrücken

WannWas

30.04. 

02.05. 

03.05. 

10.05. 

16.05. 

16.05. 

17.05. 

03.06.

03.06. 

06.06. 
 

27.06. 

04.07. 

11.07. 
 

11.07. 

15.07. 
 

15.07. 

03.-04.09. 

05.09. 
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Vortrag von Wolfgang Obenland zu Beteiligungsmöglichkeiten im Rahmen der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei RENN.west in Ingelheim

Pressebriefing „UN-Gipfel in New York: Reagiert die Politik auf Klimakrise und 
Armut?“ in Berlin

Podiumsdiskussion anlässlich der Veröffentlichung des Spotlight Reports Sustainability 
in Europe „Who’s paying the bill? – Reshaping Governance for Sustainability“ in Brüssel

Vortrag von Karolin Seitz zu „How to Engage the Business Sector in Human and Labour 
Rights Protection and Promotion” bei Democracy Reporting International in Berlin

Vortrag von Wolfgang Obenland zur Umsetzung der Agenda 2030 in, mit und durch 
Deutschland bei Behinderung und Entwicklungszusammenarbeit e.V. in Bonn

Panel Discussion mit Barbara Adams und Jens Martens bei der People’s Assembly am 
Rande des SDG-Gipfels in New York

Podiumsdiskussion „UN-Gipfel in New York – Schritte in die richtige Richtung?“ in 
Berlin

Vortrag von Jens Martens zu Global Governance Defizite: Böse Märkte vs. gute 
Zivilgesellschaft? bei Kolping International in Bensberg

Panel Discussion „Quo Vadis EU? How the UN Treaty process can build on European 
development in the area of business and human rights” in Genf

Panel Discussion „The IMF and Inequalities: Tensions between structural adjustments 
and structural transformations” in Washington, D.C.

Vortrag von Karolin Seitz zur 5. Verhandlungsrunde zu einem verbindlichen Abkommen 
zu Wirtschaft und Menschenrechte bei OnHour, online

Podiumsdiskussion „Vier Jahre Agenda 2030: Die Politik ist am Zug – Impulse für die 
deutsche Nachhaltigkeitsstrategie“ in Berlin

Vortrag von Karolin Seitz zu globaler Unternehmensverantwortung beim KED-
Kirchlichen Entwicklungsdienst der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig und Hannover

Vortrag von Jens Martens zur lokalen Umsetzung der SDGs bei der Stadt Essen

WannWas

09.09.

 
11.09. 

11.09. 

18.09. 

22.09. 

24./25.09. 

26.09. 

11.10. 

14.10. 

17.10. 

18.10. 

04.11.

 
22.11. 

 
26.11.
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4. GPF im Internet 

www.globalpolicy.org

www.2030agenda.de

www.reflectiongroup.org

www.globalpolicywatch.org

www.2030spotlight.org

http://www.globalpolicy.org
http://www.2030agenda.de
https://www.reflectiongroup.org/en
http://www.globalpolicywatch.org
http://www.2030spotlight.org
https://www.globalpolicy.org/
http://www.2030agenda.de
https://www.reflectiongroup.org/en
http://www.globalpolicywatch.org
http://www.2030spotlight.org
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